
 
 

 

 Der US-Inflation Reduction Act (IRA) – 
Warum nicht die Gesamtwirtschaft anstupsen? 

	
 

Der	IRA	gibt	vor,	Klimaneutralität	der	Wirtschaft	mit	einer	
sozial	gerechten	Transformation	zu	verbinden.	Im	
Transformationsprozess	will	die	Biden-Administration	die	
Industrie-	bzw.	Standortpolitik,	die	Unternehmen	und	
Beschäftigten	durch	Fördermaßnahmen	unterstützen.	Das	
geschätzte	Fördervolumen	des	IRA	beträgt	369	Milliarden	US	
Dollar,	verteilt	auf	zehn	Jahre.	Die	Finanzierung	soll	durch	
eine	Anhebung	der	Mindeststeuer	für	Unternehmen,	durch	
Schließen	von	Steuerschlupflöchern	und	eine	Reform	der	
Medikamentenpreissetzung	erreicht	werden.	Darüber	hinaus	
durch	Zuschüsse	und	Steuergutschriften	zur	Förderung	der	
Energieeffizienz	der	Privathaushalte,	zur	
Emissionsreduzierung	von	Kohle-	und	Gaskraftwerken,	der	
Landwirtschaft	sowie	für	Kernenergie	und	CO₂--Abscheidung.	
Außerdem	Steuergutschriften	für	Investitionen	in	Wind-	und	
Solarenergie	und	Elektrofahrzeuge.	Der	IRA	ist	auch	ein	
Versuch	der	Biden-Regierung,	eine	Gute-Arbeit-Politik	in	den	
USA	zu	etablieren.		
	
Der	deutsche	Volkswirtschaftsprofessor	Tom	Krebs	sieht	im	
IRA	eine	gute	Gelegenheit,	neben	der	sicherheitspolitischen,	
eine	ökonomische	Zeitenwende	einzuleiten.	Die	europäische	
Kritik	am	IRA	basiere	größtenteils	auf	einem	marktliberalen	
Verständnis	von	Wirtschaft	und	Gesellschaft,	das	in	der	
Tradition	einer	auslaufenden,	neoliberalen	AX ra	stehe.	Der	
Staat	übernehme	bei	dieser	Sichtweise	lediglich	die	
Festsetzung	eines	angemessenen	CO₂-Preises,	„damit	die	alte,	
klimaschädliche	Produktionsweise	unrentabel	wird	und	es	
sich	lohnt,	auf	die	neue,	klimaneutrale	Produktionsweise	
umzusteigen.	Alles	Weitere	regelt	der	Markt“	(Tom	Krebs	
2021).	
	
Die	Lenkungswirtschaft	einer	CO₂-Bepreisung	werde	
überschätzt,	so	weiter	Tom	Krebs,	weil	sie	in	der	Realität	
einen	Widerspruch	zwischen	Klimaschutz	und	Wohlstand	
erzeuge.	Die	Klimaziele	seien	zwar	so	erreichbar,	der	dann	
notwendige	CO₂-Preis	werde	schließlich	so	hochklettern,	dass	
Insolvenzen	und	Arbeitsplatzverluste	die	Folgen	sein	
müssten.	Das	Klimageld	werde	kaum	reichen	und	nicht	zur	
Beruhigung	beitragen:	„Dieser	Widerspruch	droht	die	
Gesellschaft	zu	spalten,	und	die	Politik	wird	letztlich	
zurückrudern	müssen.	Das	Ergebnis	einer	solchen	Politik	
wird	am	Ende	für	alle	enttäuschend	sein:	Die	Klimaziele	
werden	verfehlt	und	die	Industrie	ist	ins	nicht-europäische	
Ausland	abgewandert“	(Krebs	2021).	

 



	

	Abb.	2	Vergleich	von	US-IRA-	und	EU-Politik	und	nationaler	CO₂-Bepreisung	
(Tom	Krebs	2021)	
	
Sein	Vorschlag:	Der	Staat	übernimmt	die	Generierung	der	
notwendigen	Infrastruktur,	was	heißt,	Ausbau	der	
Erneuerbaren	Energien,	Aufbau	eines	Netzwerks	von	
Wasserstoffleitungen	und	Ausbau	des	Schienennetzes	damit	
viele	Menschen,	klimafreundlich	unterwegs	sein	können.	Und	
zweitens	zieht	der	Staat	die	strategische	Industriepolitik	an	
sich,	um	Planungssicherheit	zu	schaffen	und	gezielt	
Investitionen	in	klimafreundliche	Zukunftstechnologien	
anzuschieben.	Er	übernimmt	zeitlich	begrenzt	einen	Teil	der	
Mehrkosten,	die	der	Betrieb	klimafreundlicher	
Produktionsanlagen	notwendig	macht,	beispielsweise	einer	
wasserstoffbasierten	Direktreduktionsanlage	zur	
Stahlproduktion.	Er	fördert	den	Ausbau	inländischer	
Produktionskapazitäten,	wie	Elektro-Batterien,	Solaranlagen	
und	Windräder.	Er	kümmert	sich	auch	um	
Humaninvestitionen.	In	diesem	Modell	wird	der	Staat	zu	
einem	aktiven	Player,	in	einigen	Punkten	vergleichbar	dem,	
wie	es	Mazzucato	schon	früh	beschrieben	hat	(2014).		
	
Krebs	hat	seine	Vorschläge	erstmals	2021	zu	Papier	gebracht,	
heute	im	Herbst	2023	erkennen	wir	viele	seiner	Vorschläge	
bei	der	Ampelregierung.	Das	positive	Anstupsen	der	gesamten	
Wirtschaft	ist	im	Herbst	2023	Ampelprogramm!	
Beispielsweise	die	Förderung	von	Technologien	und	
ökonomischen	Bereichen,	um	international	
Wettbewerbsführer	zu	werden.	Der	Klima-	und	
Transformationsfonds	(KTF)	sowie	weitere	
Fördermaßnahmen	enthalten	wesentliche	Aspekte	der	
Infrastruktur-	und	Industriepolitik,	die	Krebs	fordert	und	die	
er	im	IRA	positiv	bewertet.	So	soll	der	von	der	EU	
verabschiedete	Green	Industrial	Plan	u.a.	Regelungen	
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vereinfachen	und	schnelleren	Zugang	zu	Finanzmitteln	
schaffen.	In	Deutschland	soll	durch	Förderung	der	
Wasserstofftechnologie	auf	Basis	Erneuerbarer	Energien	ein	
grüner	Wirtschaftsboom	ausgelöst	werden,	was	besonders	
die	Dekarbonisierung	der	Stahl-	und	Chemieindustrie,	der	
Energiewirtschaft	und	den	Schwertransport	voranbringen	
wird.	Ähnliches	gilt	für	die	Batterie-	und	
Halbleiterförderungen.	Im	Wachstumschancengesetz	ist	eine	
Investitionsprämie	für	Klimaschutz	für	Firmen	enthalten,	die	
ihre	Energie-und	Ressourceneffizienz	mit	einem	
Energiesparkonzept	verbessern.	Sie	können	15	Prozent	der	
Investition,	maximal	30	Mio.	Euro	erhalten.	Mit	dem	49	Euro-
Ticket	soll	eine	klimafreundliche	Mobilität	erreicht	werden.	
Das	soziale	Anstupsen	ist	im	Klimageld	enthalten,	wenn	es	
denn	kommt.	Gegenüber	der	Gute-Arbeit-Politik	des	IRA	lässt	
sich	der	Mindestlohn	in	die	Waagschale	werfen.	
	
Was	Krebs	als	marktliberales	Verständnis	von	Wirtschaft	und	
Gesellschaft	deutet	und	in	der	Tradition	einer	auslaufenden,	
neoliberalen	AX ra	sieht,	lässt	sich	auch	so	interpretieren:	Beim	
europäischen	Ansatz	werden	die	Einnahmen	aus	dem	
Emissionshandel	zunächst	von	Unternehmen	übernommen,	
die	die	Kosten	zum	beträchtlichen	Teil	auf	Privatpersonen	
überwälzen.	Sie	fließen	größtenteils	über	Steuereinnahmen	in	
die	Staatshaushalte	und	an	Fonds	zurück,	aus	denen	die	
grünen	Technologien	und	Klimainvestitionen	gefördert	
werden.	Das	alles	soll	zur	Energiesparsamkeit	anhalten		
Durch	das	hoffentlich	bald	auszuzahlende	Klimageld	schließt	
sich	der	Kreislauf,	es	soll	den	nicht	so	begüterten	
Bevölkerungsteil	schadlos	halten.	Dieser	Kreislauf	ist	für	den	
Bürger	bislang	kaum	transparent,	anders	als	der	IRA-Ansatz,	
der	eine	Anhebung	der	Mindeststeuer	für	Unternehmen	
fordert	und	Steuerschlupflöcher	schließen	will,	was	die	
Bevölkerung	kaum	in	Wallung	versetzen	wird.	
	
Das	tatsächliche	und	schwerwiegende	Defizit	der	Vorhaben	
von	EU	und	Ampelregierung	ist	die	„Verkaufe“,	die	nur	von	
wenigen	Medien	unterstützt,	von	vielen	als	Chance	gesehen	
wurde,	die	Regierung	unglaubwürdig	zu	machen.	Das	war	
möglich,	weil	ein	Narrativ,	eine	Erzählung	fehlte,	die	den	
Einzelmaßnahmen	eine	Rahmung	gibt	und	damit	die	Bürger	
und	Bürgerinnen	nicht	zu	einem	tiefen	Einsteigen	zwingt,	um	
eine	individuelle	Bewertung	vornehmen	zu	können.	Es	fehlt	
die	Gute-Laune,	die	die	US-Klimapolitik	hervorzaubert,	auch	
hervorgerufen	durch	leicht	verständliche	IRA-	
Steuergutschriften,	die	kein	Antragsverfahren	mit	
ungewissem	Ausgang	erfordern.		
	
Der	IRA	fordert	anders	als	der	europäische	und	deutsche	
Politikansatz	keine	kostenträchtigen	Emissionszertifikate	und	
keine	CO₂-Bepreisung.	Kann	er	dennoch	in	seinen	
Klimareduktionszielen	mithalten,	was	letztendlich	die	



entscheidende	Frage	ist?	
	
Der	französische	und	deutsche	Sachverständigenrat	für	
Wirtschaftsfragen,	dem	u.a.	von	deutscher	Seite	die	
Ökonominnen	Isabel	Schnabel,	Monika	Schnitzer	sowie	
Christoph	M.	Schmidt,	Marcel	Fratzscher	und	Clemens	Fuest	
angehören,	hält	den	europäischen	Ansatz	ETS	1+2	zum	
Ausbau	klimafreundlicher	Industrien	dem	IRA	für	„eindeutig	
überlegen“	(Packroff	2023).	Der	IRA	arbeite	überwiegend	mit	
Subventionen,	die	„weniger	wirksam	als	der	europäische	
Ansatz“	sei.	Ohne	eine	Bepreisung	von	CO₂-Emissionen	
werden	höhere	Subventionen	benötigt:	Die	europäische	
Strategie	der	Verringerung	der	CO₂-Emissionen	könnten	fünf-	
bis	sechsmal	kostengünstiger	sein,	als	sich	ausschließlich	auf	
Subventionen	zu	verlassen.	Demnach	macht	die	fehlende	CO₂-
Bepreisung	erheblich	höhere	Subventionen	notwendig,	um	
das	Dekarbonisierungsziel	zu	erreichen.	Vermutlich	wäre	eine	
CO₂-Bepreisung	in	den	USA	auch	nicht	durchsetzbar.	
	
Nun	haben	die	„Bidenomics“	nicht	nur	das	Ziel,	Investitionen	
in	den	Klimaschutz	zu	fördern.	Sie	sollen	Industrieproduktion	
in	die	USA	holen	und	die	Abhängigkeit	von	China	reduzieren.	
Da	„das	Gesamtfinanzierungsniveau	der	EU-Programme	mit	
dem	des	IRA	vergleichbar“	sei	und	den	„IRA	bereits	bei	der	
finanziellen	Unterstützung	erneuerbarer	Energien“	übertreffe,	
empfiehlt	der	Sachverständigenrat	der	europäischen	Politik,	
nur	wenige	Sektoren,	bei	denen	sie	komparative	Vorteile	
haben	mit	Subventionen	zu	unterstützen	(Packroff	2023).			
	
Die	europäische	Klimapolitik	hat	mit	der	Kombination	von	
CO₂-Bepreisung	und	finanzieller	Förderung	einen	Hypbrid	
vorgelegt.	Ist	diese	Variante	die	ehrlichere	und	effizientere	
Option	für	eine	zukunftsfähige	Klimapolitik,	die	allerdings	
Stand	heute,	Bürgerinnen	und	Bürger	nicht	mitnehmen	
konnte?	
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